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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien erkennt durch seinen Richter Mag. Dr. Gerhard Kienast

über die Beschwerde der A. GmbH, vertreten durch Rechtsanwälte GmbH, gegen den

Bescheid des Magistrats der Stadt Wien (Magistratsabteilung 63) vom 18.12.2025, Zl.

..., betreffend eine Angelegenheit nach dem Arbeitskräfteüberlassungsgesetz (AÜG),

nach öffentlicher, mündlicher Verhandlung am 22.4.2026

zu Recht:

I. Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG wird in Stattgebung der Beschwerde der be-

kämpfte Bescheid insofern abgeändert, als die Überlassung des B. C. von der

D. Limited, Indien, an die Beschwerdeführerin in Wien bis zum Ablauf des

31.12.2026 gemäß § 16 Abs. 4 AÜG bewilligt wird.

II. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision

an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

I. Verfahrensgang:

Mit E-Mail vom 22.7.2025 beantragte die Beschwerdeführerin die Bewilligung der

grenzüberschreitenden Überlassung von Arbeitskräften gemäß § 16 Abs. 4 AÜG für B.

C., geboren am ..., für den Zeitraum (später korrigiert auf:) 16.1.2026 bis 16.6.2026;

dieser E-Mail waren zahlreich Unterlagen beigeschlossen.

Mit E-Mail vom 25.8.2025 ersuchte der belangte Magistrat die Wirtschaftskammer

Wien, die Arbeiterkammer und den Österreichischen Gewerkschaftsbund um Stellung-

nahme in dieser Angelegenheit; die Wirtschaftskammer Wien befürwortete diesen

Antrag, die Arbeiterkammer äußerte sich nicht, der Österreichischer Gewerkschafts-

bund lehnte diesen Antrag ab.

Mit Schreiben vom 21.11.2025 gab die Beschwerdeführerin über diesbezügliche Einla-

dung des belangten Magistrats eine Stellungnahme ab.

Mit Bescheid vom 18.12.2025 versagte der belangte Magistrat die Bewilligung, weil die

nach § 16 Abs. 4 Z 1 AÜG erforderliche volkswirtschaftliche Notwendigkeit nicht

gegeben sei.

Mit Schriftsatz vom 19.1.2026 zog die Beschwerdeführerin diesen Bescheid (form- und

fristgerecht) in Beschwerde und beantragte neben der Durchführung einer mündlichen

Verhandlung die Erteilung der Bewilligung.

Mit Note vom 29.1.2026 legte der belangte Magistrat die Beschwerde dem erkennen-

den Verwaltungsgericht zur Entscheidung vor und wies darauf hin, dass der dazuge-

hörige elektronische Akt im ELAK einsehbar sei.

Mit Schriftsatz vom 15.4.2026 gab die Beschwerdeführerin eine umfangreiche ergän-

zende Stellungnahme ab.

Am 22.4.2026 fand vor dem erkennenden Verwaltungsgericht eine öffentliche münd-

liche Verhandlung statt, in der die Beschwerdeführerin die nunmehr gewünschte Über-

lassungszeit auf „bis Ende 2026“ korrigierte und nach deren Schluss eine Entscheidung

aufgrund der Komplexität der Rechtslage nicht sofort verkündet werden konnte.
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II. Das Verwaltungsgericht Wien hat erwogen:

1. Feststellungen:

Die Beschwerdeführerin ist eine Konzerngesellschaft der …-Gruppe, einem weltweit

führenden IT-Dienstleister. Sie beschäftigt in Österreich mehr als 1300 (angestellte)

Mitarbeiter. Es gibt Niederlassungen in über 200 Städten und mehr als 120 Ländern.

B. C. ist bei einer Schwesterngesellschaft, der D. Limited in Indien, angestellt und als

IT-Analyst und Berater tätig. Er soll von dort an die Beschwerdeführerin überlassen

werden, um bei einem Dauerauftrag der E. KG gemeinsam mit in Österreich

angestellten Mitarbeitern der Beschwerdeführer zu arbeiten; er hat zwölf Jahre

Erfahrung bei SAP-Transportmanagement; das ist ein technisches IT-Programm,

welches für die Logistik für die E. KG adaptiert worden ist. Seine konkrete Aufgabe ist,

die Software, die bereits existiert, so zu konfigurieren, dass sie dem erwarteten

Verhalten entspricht. Zu Beginn der praktischen Umsetzung muss er dabei physisch

anwesend sein. Es gibt nämlich eine Lücke zwischen der technischen Umsetzung und

dem tatsächlichen Effektivbetrieb; treten während dieser Phase Fehler auf, muss man

diesen Fehler sofort beheben können, und dies kann in Österreich niemand; von

Mitarbeitern des Konzerns kann es beispielsweise B. C.. In Österreich sind bei der

Beschwerdeführerin im Logistikbereich nicht genug qualifizierte Personen beschäftigt;

IT-Techniker ist ein Mangelberuf; für die Beschwerdeführerin wäre es zudem

wirtschaftlich unvertretbar, einen Spezialisten wie B. C. in Österreich anzustellen, denn

sie benötigt die von ihm erbrachten Leistungen (nur) wenige Wochen oder Monate im

Jahr. B. C. ist im Kollektivvertrag in der 4. Stufe angesiedelt; diese betrifft: „schwierige

Arbeiten eigenverantwortlich und selbstständig ausüben“, wozu besondere Kenntnisse

und praktische Erfahrungen erforderlich sind. B. C. würde € 4.083,- brutto monatlich

erhalten, das ist der Mindestlohn nach KV in der Beschäftigungsgruppe 4 im sechsten

Erfahrungsjahr.

2. Beweiswürdigung:

Diese Feststellungen gründen einerseits im insoweit unbedenklichen Verwaltungsakt,

und andererseits in den Aussagen der informierten Vertreterin der Beschwerdeführerin

F. G. in der mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden Verwaltungsgericht; sie

hat das im Akt einliegende Vorbringen der Beschwerdeführerin erläutert und –
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glaubwürdig – bestätigt. Für das erkennende Verwaltungsgericht besteht kein Anlass,

an der Richtigkeit ihrer Angaben zu zweifeln.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1.1. Die Überlassung von Arbeitskräften vom Ausland nach Österreich ist nach § 16

Abs. 3 AÜG nur zulässig, wenn ausnahmsweise eine Bewilligung gemäß Abs. 4 erteilt

wurde. Diese Bewilligung kann nach § 16 Abs. 4 AÜG auf Antrag (und gemäß § 16

Abs. 6 AÜG nur für den bestimmte Anzahl von Arbeitskräften und für einen bestimmten

Zeitraum) erteilt werden, wenn

„1. die Beschäftigung besonders qualifizierter Fachkräfte aus arbeitsmarktli-
chen und volkswirtschaftlichen Gründen unumgänglich notwendig ist,
2. diese Arbeitskräfte ausschließlich im Weg der Überlassung aus dem
Ausland verfügbar sind und
3. deren Beschäftigung keine Gefährdung der Lohn und Arbeitsbedingungen
inländischer Arbeitnehmer bewirkt.“

Nicht strittig zwischen den Verfahrensparteien (und auch aufgrund der Feststellungen

vom erkennenden Verwaltungsgericht anzunehmen) ist das Vorliegen der Bewilli-

gungsvoraussetzungen der Ziffern 2 und 3 des § 16 Abs. 4 AÜG. Auch die Notwendig-

keit der Überlassung des B. C. als besonders qualifizierten Facharbeiters aus

arbeitsmarktlichen Gründen liegt nach den Feststellungen vor.

Verfahrensgegenständliche ist zwischen den Verfahrensparteien einzig die Frage strit-

tig, ob die Beschäftigung des B. C. aus – wie es im § 16 Abs. 4 Z 1 AÜG wörtlich heißt

– „volkswirtschaftlichen Gründen unumgänglich notwendig ist“. Diese Frage ist

fallbezogen jedoch nicht zu beantworten, weil diese Bewilligungsvoraussetzung wegen

des Anwendungsvorrangs ihr entgegenstehenden Unionsrechts verdrängt wird und

damit unangewendet zu bleiben hat:

3.1.2. Österreich, Indien und auch die Europäische Union sind als Mitglieder des WTO-

Übereinkommens auch Mitglieder des „General Agreement on Trade in Services –

GATS“, eines völkerrechtlichen Vertrags. Das GATS unterscheidet zwischen allgemei-

nen Verpflichtungen, die für alle Dienstleistungssektoren gleichermaßen gelten (z.B.

Meistbegünstigung – Art. II), und den spezifischen Verpflichtungen (Marktzutritt – Art.

XVI und Inländerbehandlung – Art. XVII), die nur für jene Sektoren relevant sind, in

denen die WTO-Mitglieder konkrete Liberalisierungsverpflichtungen übernommen

haben (was sie selbst wählen können – Art. XX). Zusätzlich kann bei Übernahme der

Verpflichtungen zwischen vier verschiedenen Arten der Dienstleistungserbringung
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differenziert werden (vgl. Art. I Z 2: Grenzüberschreitende Erbringung ohne

Personenbewegung - Mode 1, Nutzung im Ausland - Mode 2, Kommerzielle Präsenz

durch Errichtung einer Niederlassung im Gastland - Mode 3, Präsenz natürlicher

Personen im Gastland - Mode 4). Für die EU und ihre Mitgliedstaaten gibt es eine

gemeinsame Liste der spezifischen Verpflichtungen (2019/C 278/01), also jener

Pflichten, die von den Mitgliedstaaten und damit auch von Österreich übernommen

wurden. So wurden hinsichtlich Mode 4, somit der temporären Migration, die Bedin-

gungen für drei Personengruppen liberalisiert: unternehmensintern versetzte Schlüs-

selkräfte (Führungskräfte, Spezialisten, Nachwuchsführungskräfte „Graduate Trai-

nees“), Vertragsdienstleister und selbständige Freiberufler. Konkret entfiel bei der ers-

ten Personengruppe hinsichtlich des Marktzutritts (Art. XVI) das Erfordernis einer

wirtschaftlichen Bedarfsprüfung. Somit ist bei Spezialisten (in der EU-Verpflichtungs-

liste heißen sie „Personen, die über ungewöhnliche Kenntnisse verfügen“) für den

Marktzutritt in Österreich eine Bedarfsprüfung nicht vorzunehmen (anders in Finnland,

Lettland und Polen, weil diese Länder Vorbehalte zu dieser Regelung abgaben). Nur

klarstellend: Diese Liberalisierung betrifft nicht die Beschäftigungs- und Aufent-

haltsbedingungen (AuslBG, NAG).

Da das WTO-Übereinkommen, zu dem das GATS gehört, von der EU unterzeichnet und

genehmigt wurde, ist das GATS nunmehr Teil des Unionsrechts (EuGH 6.10.2020, C-

66/18, Rn. 71). Ebenso hat der EuGH bereits entschieden, dass die im Rahmen des

GATS eingegangenen Verpflichtungen unter die Gemeinsame Handelspolitik und damit

in die ausschließliche Zuständigkeit der EU fallen (EuGH 6.10.2020, C-66/18, Rn. 73,

74). Verstößt nun nationales Recht gegen Unionsrecht, wird dieses verdrängt.

Nationales Recht bleibt insoweit unangewendet, als ein Verstoß gegen Unionsrecht ge-

geben ist. Die Verdrängungswirkung des Unionsrechts hat zur Folge, dass die nationale

gesetzliche Regelung in jener Gestalt anwendbar bleibt, in der sie nicht mehr im

Widerspruch zum Unionsrecht steht. Die Verdrängung erreicht dabei bloß jenes Aus-

maß, das gerade noch hinreicht, um einen unionsrechtskonformen Zustand her-

beizuführen (z.B. VwGH 27.3.2024, Ro 2023/13/0018).

Wie festgestellt, ist die Überlassung von B. C. erforderlich, weil seine spezifischen

Kenntnisse und Fähigkeiten benötigt werden. Er ist somit als Person mit unge-

wöhnlichen Kenntnissen iSd Mode 4 der EU-Verpflichtungsliste zu qualifizieren. Die in

§ 16 Abs. 4 Z 1 AÜG festgeschriebene Bewilligungsvoraussetzung der unumgänglichen

Notwendigkeit seiner Beschäftigung aus volkswirtschaftlichen Gründen steht damit mit



6

dem unionsrechtlich vorgesehenen Entfall einer wirtschaftlichen Bedarfsprüfung im

Widerspruch, sodass diese Bewilligungsvoraussetzung verdrängt wird.

3.1.3. Da somit alle (verbleibenden) Bewilligungskriterien des § 16 Abs. 4 AÜG erfüllt

sind, war spruchgemäß die Bewilligung zu erteilen; aufgrund der (nicht wesentlichen)

Antragsadaption in der mündlichen Verhandlung war diese Bewilligung bis (zum Ablauf

des) 31.12.2026 zu befristen.

3.2. Die ordentliche Revision ist zulässig, weil der im gegenständlichen Verfahren zu

beantwortenden Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung iSd Art. 133 Abs. 4 B-VG

zukommt. Zur Frage der Rechtsfolgen eines Widerspruchs zwischen dem GATS und

§ 16 Abs. 4 AÜG fehlt nämlich bislang höchstgerichtliche Rechtsprechung.

B e l e h r u n g

Gegen dieses Erkenntnis besteht die Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde beim

Verfassungsgerichtshof und/oder einer ordentlichen Revision beim Verwal-

tungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist innerhalb von sechs Wochen ab

dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch eine bevollmächtigte Rechtsanwältin

bzw. einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die Beschwerde beim

Verfassungsgerichtshof und/oder die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichts-

hof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Für die Beschwerde bzw. die Revision

ist eine Eingabengebühr von je EUR 340,-- beim Finanzamt Österreich, Dienststelle

Sonderzuständigkeiten zu entrichten, sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt ist.

Es besteht die Möglichkeit, Verfahrenshilfe für das Verfahren vor dem Verwaltungsge-

richtshof bzw. Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

Einer juristischen Person oder einem sonstigen parteifähigen Gebilde ist die Verfah-

renshilfe zu bewilligen, wenn die zur Führung des Verfahrens erforderlichen Mittel we-

der von ihr (ihm) noch von den an der Führung des Verfahrens wirtschaftlich Beteilig-

ten aufgebracht werden können und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechts-

verteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint.

Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist für ein Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungs-

gerichtshof unmittelbar beim Verfassungsgerichtshof einzubringen. Für ein
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ordentliches Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist der Antrag beim

Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Dies in beiden Fällen jeweils innerhalb der

oben genannten sechswöchigen Beschwerde- bzw. Revisionsfrist.

Ferner besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat ausdrücklich

zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem Verwaltungsgericht, bei

einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der Entscheidung dem Verwal-

tungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem Verfassungsgerichtshof schrift-

lich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären. Der Verzicht hat zur Folge, dass

eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr zulässig ist. Wurde der Verzicht nicht von

einem berufsmäßigen Parteienvertreter oder im Beisein eines solchen abgegeben, so

kann er binnen drei Tagen schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Verwaltungsgericht Wien

Dr. K i e n a s t
(Richter)


